
Der Ausschuss 8 bittet die Satzungsversammlung, in ihrer Sitzung am 1. Juni 2026 wie folgt zu beschlie-
ßen:  

I. Anträge 

1. In § 30 Abs. 2 BORA werden die Worte „zu gewährleisten“ ersetzt durch „darauf hinzu-
wirken“.  
 

2. § 30 Abs. 1 BORA wird gestrichen. § 30 Abs. 2 wird § 30 BORA. 
 

§ 30 BORA soll also lauten:  

„Bei beruflicher Zusammenarbeit gleich in welcher Form hat jede Rechtsanwältin und 
jeder Rechtsanwalt darauf hinzuwirken, dass die Regeln dieser Berufsordnung auch von 
der Organisation eingehalten werden.“  

 

II. Begründung 

II.1 Begründung zu Antrag Nr. 1 

Der bislang geltende Wortlaut „zu gewährleisten“ begründet eine Pflicht, die das jeweilige Mit-
glied einer Berufsausübungsgesellschaft („BAG“) oder sonstigen Organisation beruflicher Zu-
sammenarbeit in der Regel nicht erfüllen kann.  

Daher wird auch im Sinne der Wahrung der Verhältnismäßigkeit vorgeschlagen, die geltende 
Verpflichtung „zu gewährleisten“ auf das Erfüllbare zurückzunehmen, nämlich die Verpflich-
tung, „darauf hinzuwirken“.  

§ 30 Abs. 2 BORA ist nicht entbehrlich mit Blick auf §§ 59d Abs. 1 und 59e Abs. 4 BRAO einer-
seits und die §§ 59e Abs. 2 S. 1 und 59j Abs. 4 BRAO andererseits. § 30 Abs. 2 in der vorgeschla-
genen Fassung soll klarstellen, dass  

1. jede Rechtsanwältin und jeder Rechtsanwalt auch persönlich darauf hinzuwirken hat, dass 
das Berufsrecht in der BAG, in der sie tätig sind, eingehalten wird, und dass 
 

2. diese Verpflichtung auch dann gilt, wenn es sich nicht um eine BAG, sondern um eine sons-
tige Organisation beruflicher Zusammenarbeit handelt.  

 

1. Persönliche Verantwortung aller Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte für die Einhal-
tung des Berufsrechts in der BAG 

§ 59e Abs. 2 BRAO regelt für alle Berufsausübungsgesellschaften, dass sie die Einhaltung des 
Berufsrechts sicherstellen müssen. Verantwortlich für die Einhaltung des Berufsrechts in den 
Berufsausübungsgesellschaften sind gemäß § 59j Abs. 4 BRAO die Mitglieder der Geschäftsfüh-
rungs- und Aufsichtsorgane. 



§ 59e Abs. 4 BRAO stellt ergänzend klar, dass die persönliche berufsrechtliche Verantwortlich-
keit der Gesellschafter, Organmitglieder und sonstigen Mitarbeiter unberührt bleibe. Vom 
Wortlaut und Sinn her bestimmt Abs. 4 damit, dass nicht nur die BAG für die Einhaltung des 
Berufsrechts in der Gesellschaft verantwortlich ist, sondern die Gesellschafter und sonstigen 
Mitarbeiter für ihr jeweils eigenes berufliches Handeln persönlich verantwortlich (bleiben). 

Diese Regelungen und Formulierungen (Verantwortlichkeit der Mitglieder Geschäftsführungs- 
und Aufsichtsorgane für die Einhaltung des Berufsrecht in der BAG, Fortbestehen der persönli-
chen Verantwortung jedes einzelnen) sind geeignet, zu der Annahme zu verleiten, dass in einer 
BAG allein die Mitglieder der Leitungsorgane dafür verantwortlich sind, dass in der jeweiligen 
BAG das Berufsrecht eingehalten wird.  

Diese Fehlannahme kann auch aus § 59q Abs. 3 BRAO gefolgert werden. § 59q Abs. 3 BRAO 
statuiert für die Rechtsanwälte, die in einer Bürogemeinschaft tätig sind, deren Verpflichtung, 
angemessene organisatorische, personelle und technische Maßnahmen zu treffen, die die Ein-
haltung ihrer Berufspflichten gewährleisten. Für die Rechtsanwälte, die in einer BAG tätig sind, 
fehlt eine solche Regelung.  

Selbstverständlich ist es Teil und muss es Teil der berufsrechtlichen Verantwortung der Gesell-
schafter einer BAG sein, für die Einhaltung des Berufsrecht in der BAG zu sorgen. Denn wer sich 
zu einer BAG zusammengeschlossen hat, um in ihr seinen Beruf auszuüben, ist „natürlich“ da-
für verantwortlich, dass in dieser BAG das Berufsrecht eingehalten wird.  

Mangels einer ausdrücklichen Regelung zu diesem Teil der Verantwortlichkeit der Gesellschaf-
ter enthält § 30 Abs. 2 eine Klarstellung, darauf hinwirken zu müssen, dass in der BAG das Be-
rufsrecht eingehalten wird.  

Das gilt beispielsweise, wenn die Gesellschafter feststellen, dass die Geschäftsführung ihren 
Pflichten nicht oder nicht vollständig nachkommt. Insofern ist den Ausführungen von Henssler 
zu folgen, § 30 Abs. 2 BORA statuiere eine aktive Handlungspflicht und beeinflusse unmittelbar 
das Abstimmungsverhalten bei berufsrechtlich relevanten Entscheidungen in der Gesellschaf-
terversammlung (in: Henssler/Prütting, BRAO, 6. Auflage 2024, § 30 BORA, Rn. 10). 

Die Pflicht ist jedoch nicht auf Gesellschafter einer BAG zu beschränken. Sie gilt auch für sons-
tige Mitarbeiter, die im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten ebenfalls 
darauf hinzuwirken haben, dass in der jeweiligen BAG das Berufsrecht gewahrt wird, z.B. durch 
Hinweise an die Geschäftsleitung oder an die für sie zuständigen Partner.    

Es ist Aufgabe und Sinn von § 30 Abs. 2 BORA, das klarzustellen und festzuhalten.  

 

2. Persönliche Verantwortung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte für die Einhaltung 
des Berufsrechts in sonstigen Organisationen beruflicher Zusammenarbeit 

Die BRAO regelt nur für Berufsausübungsgesellschaften, dass sie die Einhaltung des Berufs-
rechts sicherstellen müssen und dass dafür die Mitglieder der Geschäftsleitung verantwortlich 
sind. 



Die möglichen Formen „beruflicher Zusammenarbeit“ gehen jedoch über Berufsausübungsge-
sellschaften hinaus. Zu nennen sind etwa die Scheinsozietät oder Kooperationen wie die EWIV. 
Beide sind keine BAG. Darüber hinaus mag es jetzt schon oder künftig weitere Formen berufli-
cher Zusammenarbeit geben, die keine BAG sind.  

Auch in solchen Fällen ist es Teil und muss es Teil der berufsrechtlichen Verantwortung der 
beruflich zusammenarbeitenden Rechtsanwälte sein, für die Einhaltung des Berufsrechts in der 
Kooperation zu sorgen. Mangels einer ausdrücklichen Regelung enthält § 30 Abs. 2 auch inso-
weit eine Klarstellung der persönlichen Verantwortung der Berufsträger, die in sonstiger Weise 
beruflich zusammenarbeiten, dafür zu sorgen, dass in ihrer Organisation das Berufsrecht ein-
gehalten wird. 

Denn § 30 BORA regelt unabhängig von der Frage, ob und welche Form gemeinschaftlicher 
Berufsausübung vorliegt, einheitlich und damit klarstellend, dass bei (jeglicher) beruflicher Zu-
sammenarbeit alle beteiligten Rechtsanwälte darauf hinwirken müssen, dass bei der Zusam-
menarbeit das Berufsrecht gewahrt wird. 

 

II.2 Begründung zu Antrag Nr. 2 

Es gibt keinen § 30 Abs. 1 BORA. Schon jetzt wird die derzeit geltende Regelung teilweise als 
„§ 30“ geführt, nicht als „§ 30 Abs. 2“.  

Die Anpassung wurde 2023 bei der letzten Änderung des § 30 BORA übersehen und soll jetzt 
nachgeholt werden. 

 

Der Regelungsvorschlag ist durch die seit 2022 geltenden Regelungen in der BRAO gerechtfertigt. In-
haltlich werden die in der BRAO begründeten Pflichten nicht erweitert, sondern lediglich deren Umfang 
mit Blick auf alle Formen beruflicher Zusammenarbeit klargestellt. Aufgrund der Tatsache, dass es sich 
lediglich um eine Klarstellung gesetzlich begründeter Pflichten handelt, bedarf es keiner zusätzlichen 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit dieser Satzungsregelung.  

Die Änderung ist auch verhältnismäßig, da mit der Pflicht, auf die Einhaltung des Berufsrechts hinzu-
wirken, den Schwierigkeiten komplexerer Formen der Organisation beruflicher Zusammenarbeit bei 
der Einhaltung dieser Pflicht ebenso Rechnung getragen wird wie den begrenzten Möglichkeiten von 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, die nicht Gesellschafter sind. 




